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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Vertrag vom 
10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages ist in deutscher und serbokroatischer 
Sprache beigefügt. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 159. Sitzung am 18. Mai 1956 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über den Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 10. März 1956 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien über wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit wird zugestimmt. Der 
Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 9 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 



Begründung 


I. Vorbemerkungen 

Die jugoslawische Regierung hat bereits wäh- 
rend der Londoner Schuldenkonferenz im 
Jahre 1952 den Wunsch geäußert, mit der 
Bundesregierung Verhandlungen aufzuneh- 
men, die die Regelung deutscher Schulden 
aus der Kriegs- und Vorkriegszeit zum Ge- 
genstand haben sollten. Die im Jahre 1954 
in zwei Abschnitten geführten Verhandlun- 
gen boten deswegen besondere Schwierig- 
keiten, weil die jugoslawische Delegation die 
erhobenen Ansprüche nur unzureichend sub- 
stantiieren und belegen konnte. Es ergaben 
sich tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten 
in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht. Die 
Verhandlungen wurden daher im Dezember 
1954 bis auf weiteres ausgesetzt, um der 
Bundesregierung Gelegenheit zu geben, nach 
nochmaliger eingehender Prüfung der jugo- 
slawischen Argumente und Unterlagen eine 
neue Stellungnahme auszuarbeiten. 

Diese, der jugoslawischen Regierung am 
6. September 1955 übermittelte Stellung- 
nahme wurde von ihr am 29. September mit 
neuen Gegenvorschlägen beantwortet. Die 
jugoslawische Regierung bezifferte ihre For- 
derungen auf rund 700 Mio DM. Zur Ab- 
geltung des Teils dieser Forderungen, der 
entsprechend der jugoslawischen Auffassung 
nach dem Londoner Schuldenabkommen ge- 
regelt werden kann, verlangte die jugosla- 
wische Regierung 

1. Zahlung von 300 Mio DM in drei Jah- 
resraten, 

2. Konvertierung der jugoslawischen kom- 
merziellen Nachkriegsschulden in 1 5 jäh- 
rige Kredite unter Herabsetzung der Zin- 
sen und Spesen, 

3. Gewährung eines neuen Investitionskre- 
dites in Höhe von 50 Mio $ auf 15 Jahre 
zu 3V2 v. H. 

Der Wert der unter Nr. 2 und 3 bezeichnc- 
ten Kreditoperationen für die jugoslawische 
Volkswirtschaft wurde von der jugoslawi- 
schen Seite mit 120 Mio DM beziffert. 

Die deutsche Seite war nur in der Lage, von 
den jugoslawischen Ansprüchen, die nach 
dem Londoner Schuldenabkommen regelbar 
sind, einen Betrag von rund 60 Mio DM an- 
zuerkennen, der von den einzelnen deut- 
schen Schuldnern aufzubringen ist. 


Bei dieser Sachlage hat die Bundesregierung 
nach einem Weg gesucht, der es ihr gestat- 
tete, unter Aufrechterhaltung ihrer Rechts- 
auffassung zu der aus politischen Gründen 
dringend erwünschten Einigung mit der 
jugoslawischen Regierung zu kommen. Sie 
hat daher in Anlehnung an die bereits von 
anderen Mächten gewährten Wirtschaftshil- 
fen der jugoslawischen Regierung einen 
Wirtschaftsbeitrag von 240 Mio DM ange- 
boten. Außerdem hat sie sich bereit erklärt, 
die Tilgungsfristen für die kommerziellen 
jugoslawischen Nachkriegsschuldcn gegen- 
über deutschen Lieferanten, die nach den bis- 
herigen Vereinbarungen bis zum Jahre 1960 
getilgt werden sollten, im Benehmen mit den 
übrigen Gläubigerländern, vor allem mit 
Großbritannien, unter Herabsetzung des 
Zinsfußes zu verlängern. 

Die auf Grund dieses Angebotes am 16. Ja- 
nuar 1956 aufgenommenen Verhandlungen 
konnten am 10. März 1956 durch Unter- 
zeichnung folgender Vereinbarungen be- 
endet werden: 

1. Gemeinsames Protokoll, das den Gegen- 
stand der Verhandlungen wiedergibt; 

2. Vertrag über die Regelung gewisser For- 
derungen aus der Sozialversicherung, nach 
dem Jugoslawien einen Betrag von 26 Mio 
DM erhalten wird; 

3. Regierungsvereinbarung über die Rege- 
lung von Ansprüchen auf Entschädigung 
für nicht realisierbare Restitutionen und 
von Ansprüchen gegen die deutsche Ver- 
rechnungskasse, nach der Jugoslawien 
einen Betrag von 17,877 Mio DM erhal- 
ten wird; 

4. Abkommen zwischen der deutschen und 
der jugoslawischen Postverwaltung über 
die Regelung von Ansprüchen gegen die 
frühere Deutsche Reichspost im Betrage 
von 1 309 614,40 DM; 

5. Abkommen zwischen der deutschen und 
der jugoslawischen Eiscnbahnverwaltung 
über die Regelung von Ansprüchen gegen 
die frühere Deutsche Reichsbahn im Be- 
trage von 240 000 DM; 

6. Briefwechsel über die Umstellung jugosla- 
wischer Guthaben bei deutschen Banken. 
Diese Guthaben werden insgesamt etwa 
14,5 Mio DM betragen; 
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7. Vertrag über wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, nach dem Jugoslawien ein Dar- 
lehen von 240 Mio DM auf 99 Jahre ge- 
währt wird; 

8. Regierungsabkommen über die Regelung 
der jugoslawischen Nachkriegshandels- 
schulden, nach dem diese sich auf rund 
175 Mio DM (bezogen auf den 1. Januar 
1956) belaufenden Verbindlichkeiten bis 
zum Jahre 1968 zu tilgen und durch- 
schnittlich mit 3 v. H. zu verzinsen sind. 

Von den vorgenannten Abkommen bedür- 
fen die zu 2. und 7. genannten der Ratifi- 
zierung. Der Entwurf eines Zustimmungs- 
gesetzes zu dem unter 2. bezeichneten Ver- 
trag wird gesondert vorgelegt. 


II. Allgemeine Begründung des Vertrages 

Bei der Unterzeichnung des Vertrages über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit ist die Bun- 
desregierung von der Erwägung ausgegan- 
gen, daß zwischen Deutschland und Jugosla- 
wien wegen der guten wechselseitigen Er- 
gänzung beider Volkswirtschaften von jeher 
enge wirtschaftliche Beziehungen bestanden 
haben, die auch in Zukunft eine günstige 
Entwicklung versprechen. In politischer Be- 
ziehung hat die Bundesrepublik ebenso wie 
die drei westlichen Großmächte ein sehr 
wesentliches Interesse an der Aufrechterhal- 
tung einer echten Unabhängigkeit Jugosla- 
wiens. 

Mit der Gewährung eines Wirtschaftsbeitra- 
ges folgt die Bundesrepublik dem Beispiel 
der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Großbritanniens und Frankreichs, die in der 
Nachkriegszeit Hilfsleistungen für Jugosla- 
wien in Höhe von über 600 Mio $ aufge- 
bracht haben. 


III. Begründung der einzelnen Artikel 

Wie in der Präambel zum Ausdruck kommt, 
soll der Vertrag dem Ziele dienen, die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit entsprechend 
den natürlichen Bedürfnissen der beidersei- 
tigen Volkswirtschaften zu vertiefen, wobei 
die Vertragspartner die Wichtigkeit multila- 
teraler Formen in der wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit nicht außer acht lassen. Dieser 
letzte Gesichtspunkt kann in Zukunft Be- 
deutung gewinnen. 


Abs. 1 des Art. 1 bestimmt, daß Jugoslawien 
ein Darlehen von 240 Mio DM auf 99 Jahre 
in fünf Jahresraten erhält. Die Höhe des 
Darlehensbetrages und die Bedingungen er- 
klären sich aus den Vorbemerkungen. Be- 
trag und Anzahl der Jahresraten beruhen auf 
einem Kompromiß. Die jugoslawische Dele- 
gation hatte drei Jahresraten gefordert, wäh- 
rend die deutsche Delegation acht Jahres- 
raten vorgeschlagen hatte. 

Gemäß Abs. 2 des Art. 1 werden fällige Dar- 
lehnsbeträge dann zur Verfügung gestellt, 
wenn der Zahlungsbedarf auftritt. Das ist 
deswegen von Bedeutung, weil nicht zu er- 
warten steht, daß die Gelder gleich bei Fäl- 
ligkeit abgerufen werden und eine vorzei- 
tige Inanspruchnahme von Haushaltsmitteln 
vermieden werden soll. Jugoslawien hat das 
Recht, nicht abgerufene Beträge noch in den 
auf die Fälligkeit folgenden Jahren in An- 
spruch zu nehmen. 

Art. 2 bestimmt, daß die Darlehnsbeträge 
auf ein bei der Bank deutscher Länder zu 
führendes DM-Konto überwiesen werden, 
über das die Jugoslawische Nationalbank 
verfügt. 

Gemäß Art. 3 wird Jugoslawien das Dar- 
lehn zur Bezahlung deutscher Warenliefe- 
rungen und Dienstleistungen verwenden. 
20 v. H. der Darlehnssumme soll zur Be- 
schaffung von Verbrauchsgütern dienen. Ein- 
zelheiten über die Zusammensetzung der 
Waren sollen in den jährlichen Verhandlun- 
gen über den Warenverkehr festgelegt wer- 
den. 

Art. 4 und 5 enthalten Bestimmungen über 
die Lieferverträge und die Abwicklung der 
Bezahlung. 

Die Regelung weiterer Einzelheiten ist einer 
Vereinbarung zwischen beiden Regierungen 
Vorbehalten. 

Art. 6 bestimmt, daß das Darlehn unver- 
zinslich und nach 99 Jahren fällig ist. Die 
Begründung für die Zinsfreiheit ergibt sich 
aus den Vorbemerkungen. 

Im Art. 7 sind Grundsätze für eine tech- 
nische Beratung festgelegt, die im Rahmen 
der allgemeinen handelspolitischen Bestre- 
bungen der Bundesregierung erwünscht ist. 

Art. 8 enthält die Berlin-Klausel. 

Art. 9 bestimmt, daß der Vertrag einen Mo- 
nat nach Austausch der Ratifikationsurkun- 
den in Kraft tritt. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien 
über wirtsdiaftlidie Zusammenarbeit 

Ugovor 

izmedju Savezne Republike Nemacke 
i Federativne Narodne Republike Jugoslavije 
o privrednoj saradnji 


VON DEM WUNSCHE GELEITET, die wirtsdiaftlidie 
Zusammenarbeit zu vertiefen und die bestehenden Wirt- 
schaftsbeziehungen weiter auszubauen, wie es den natür- 
lichen Bedürfnissen der beiderseitigen Volkswirtschaften 
entspricht, 

und eingedenk der Wichtigkeit multilateraler Formen 
in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit für die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden 
Ländern haben 

die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Föderative Volksrepublik Jugoslawien 
folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Die Bundesrepublik Deutschland gewährt der Födera- 
tiven Volksrepublik Jugoslawien als Beitrag zum Aus- 
bau ihrer Wirtschaft ein Darlehen von zweihundertund- 
vierzig Millionen Deutscher Mark auf neunundneunzig 
Jahre, und zwar in fünf Jahresraten, von denen die 
eisten vier je fünfzig Millionen Deutsdie Mark und die 
letzte vierzig Millionen Deutsche Mark betragen wer- 
den. Die erste Rate wird ab Inkrafttreten dieses Ver- 
trages bereilgestellt, die weiteren Raten jeweils ab 
1. Mai der auf das Jahr 1956 folgenden Jahre. 

Die Überweisung der bereitgestellten Beträge erfolgt 
zu dem Zeitpunkt und in der Höhe, wie Mittel für eine 
reibungslose Abwicklung der in Artikel 3 Absatz 1 die- 
ses Vertrages vorgesehenen Zahlungen benötigt wer- 
den. Die Beträge aus den Jahresraten, weiche die Föde- 
rative Volksrepublik Jugoslawien nicht innerhalb des 
jeweiligen Jahres in Anspruch nimmt, werden auf die 
folgenden Jahre übertragen? sie können über den Be- 
trag der auf das betreffende Jahr entfallenden Rate 
hinaus in Anspruch genommen werden. 


RUKO VOD JENE 2ELJOM da prodube privrednu 
saradnju i da postojece privredne odnose dalje izgrade, 
kako to odgovara prirodnim potrebama obih privreda, 


i imajuci u vidu vaznost multilateralnili oblika u pri- 
vrednoj saradnji za razvoj privrednih odnosa medju 
dvcma zemljama 

Savezna Republika Nemacka 
i 

Federativna Narodna Republika Jugoslavija 
sporazumele su se o sledecem: 

Clan 1 

Savezna Republika Nemacka odobrava Federativnoj 
Narodnoj Repubiici Jugoslaviji kao doprinos za izgradnju 
njene privrede zajam od dvestocetrdeset miliona 
nemackih maraka na devedesetdovet godina i to u pet 
godisnjih rata, od kojih ce prve cetiri iznositi po 
pedeset miliona nemackih maraka, a poslednja cetrdeset 
miliona nemackih maraka. Prva rata bice stavljena na 
raspolozenje pocev od dana stupanja na snagu ovog 
Ugovora? dalje rate od 1 maja svake godine koje siede 
posle 1956 godine. 

Doznaka iznosa koji su stavljeni na raspolozenje 
vrsice se u ono vreme i u onoj visini kako budu 
potrebna sredstva za nesmetano odvijanje platanja 
predvidjenih u stavu 1 clana 3 ovog Ugovora. Iznosi 
iz godisnjih rata, koje Federativna Narodna Republika 
Jugoslavija ne iskoristi u toku odnosne godine, prenose 
se na sledece godine? oni se mogu koristiti preko iznosa 
rate koja otpada na odnosnu godinu. 
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Artikel 2 

Die gemäß den Bestimmungen des Artikels 1 zu über- 
weisenden Beträge werden auf ein von der Bank deut- 
scher Länder für die Nationalbank der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien zu errichtendes auf kreditori- 
scher Basis zins- und spesenfrei zu führendes DM- 
Sonderkonto überwiesen. 

Mit der Gutschrift der überwiesenen Beträge auf das 
in Absatz 1 genannte Konto ist in entsprechender Höhe 
das Darlehen gegeben. 


Artikel 3 

Die Mittel in Höhe von zweihundertundvierzig Millio- 
nen Deutscher Mark kann die Föderative Volksrepublik 
Jugoslawien zur Bezahlung aller Arten von Waren- 
lieferungen und von Dienstleistungen in der Bundes- 
republik Deutschland verwenden. 

Hierbei haben die Vertragsstaaten vereinbart, daß 
mindestens zwanzig vom Hundert der Gesamtsumme von 
zweihundertundvierzig Millionen Deutscher Mark für 
die Beschaffung von Verbrauchsgütern verwendet wer- 
den sollen. Bei den jährlichen Verhandlungen über den 
Güteraustausch wird der in Artikel IX des Abkommens 
über den Warenverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Föderativen Volksrepublik Jugo- 
slawien vom 11. Juni 1952 vorgesehene Gemischte Aus- 
schuß eine wertmäßige Aufteilung für Verbrauchsgüter 
festlegen und eine Oricntierungsliste für die restlichen 
Waren aufstellen. 

Artikel 4 

Die Warenlieferungen und Dienstleistungen erfolgen 
auf Grund privatrechtlichcr Verträge zwischen jugoslawi- 
schen Auftraggebern, die von der Nationalbank der 
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien hierzu ermäch- 
tigt werden, und deutschen Unternehmern. 

Artikel 5 

In den Lieferverträgen so l in den Regelfällen, in denen 
Zahlung bei Lieferung vereinbart ist, als Zahlungsweise 
die Eröffnung unwiderruflicher teilbarer Akkreditive vor- 
gesehen werden, die in dem Zeitpunkt gestellt werden, zu 
dem die Ware zur Lieferung bereitsteht. Für Barzahlun- 
gen, insbesondere für An- und Zwischenzahlunqen, wird 
die Nationalbank der Föderativen Volksrepublik Jugo- 
slawien die Aufträge in üblicher Weise erteilen. 

Nähere Einzelheiten über die Zahlungsabwicklung 
werden durch Vereinbarung zwischen beiden Regierun- 
gen festgelegt. 

Artikel 6 

Das gemäß Artikel 1 und 2 gewährte Darlehen ist un- 
verzinslich und nach neunundneunzig Jahren fällig. 

Artikel 7 

Die Vertragsstaaten werden ihre Aufmerksamkeit der 
technischen Zusammenarbeit in den verschiedenen Wirt- 
schaftszweigen widmen. Besondere Wichtigkeit wird 
einer solchen Zusammenarbeit in der Landwirtschaft bei- 
gemessen im Hinblick auf eine Steigerung der Ausfuhr- 
möglichkeiten der jugoslawischen Landwirtschaft unter 
besonderer Berücksichtigung des spezifischen Bedarfs 
des deutschen Marktes. 

Die Vertragsstnaten werden insbesondere den Aus- 
tausch von Fachleuten, Fachliteratur lind eine Zusam- 
menarbeit in den Organisationen wissenschaftlicher und 
fachlicher Forschungsstellen fördern. 


Clan 2 

Iznosi koje treba doznaciti po odredbama clana 1 
doznacice se na posebni DM racun koji ce Bank deut- 
scher Länder otvoriti na ime Narodne banke Federativne 
Narodne Republike Jugoslavije i koji ce se voditi na 
kreditnoj bazi bez kamata i bez troskova. 

Zajam je dat u odgovarajucoj visini kada je za 
doznacene iznose priznat racun pomenut u prvoj alineji. 


Clan 3 

Sredstva u iznosu od dvestocetrdeset miliona nemackih 
maraka moze Federativna Narodna Republika Jugoslavija 
koristiti za placanje svih vrsta robnih isporuka i usluga 
u Saveznoj Republici Nemackoj 

Pri tome su se Strane Ugovornice sporazumele da se 
nnjmanje dvadeset procenata od ukupne sume od 
dvestocetrdeset miliona nemackih maraka upotrebi za 
nabavku potrosnih dobara. Kod godisnjih razgovora o 
robnoj razmeni ce Mesovita Komisija predvidjena u 
clanu IX Sporazuma o robnoj razmeni izmedju Savezne 
Republike Nemacke i Federativne Narodne Republike 
Jugoslavije od 11 juna 1952 utvrditi podelu po vrednosti 
za polrosna dobra i sastaviti orientacionu listu za ostala 
dobra. 


Clan 4 

Isporuke rohe vrse se na osnovu privatnopravnih 
ugovoru izmedju jugoslovenskih porncilaca, koje ce 
Naroclna banka Federativne Narodne Republike Jugo- 
slavije na to ovlastiti i nemackih preduzeca. 


Clan‘5 

U ugovorima o isporukama treba u pravilu, kada je 
ugovoreno placanje kod isporuke, predvideti kao nacin 
placanja otvaranje neopozivih deljivih akreditiva, koji 
se daju u vreme, kada je roba spremna za isporuku Za 
placanja u gotovom, posebno za akontaeije i za tnodju- 
placania ce Narodna banka Federativne Narodne Repu- 
blike Jugoslavije izdavati naloge na uobicajeni nacin. 

Nacin odvijanja placanja ce se blize odrediti 
sporazumom medju dvema Vladama. 

Clan 6 

Zajam odobren u smislu clana ! i 2 je bez kamata i 
dospeva posle devedesetdevet godina. 

Clan 7 

Strane Ugovornice de obratiti paznju na tehnicku 
saradnju u raznim granama privrede. Poscbnu va/nost 
pridaju takvoi saradnji u poljoprivredi imajuci u vidu 
povecanje moguenosti izvoza jugoslovenske poljo- 
privrede s narocitim obzirom na specificne pntrebe 
nemackog trzista. 


Strane Ugovornice ce narocito unapredjivati razmenu 
struenjaka, strucne literature i saradnju u znanstvenim 
i struenim istrazivackim organizaeijama. 
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Die Vertragsstaaten werden die Zusammenarbeit ihrer 
Wirtschaftsorganisationen in dritten Ländern gemäß den 
in beiden Ländern geltenden Vorschriften unterstützen. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt audi für das Tand Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der 
Regierung der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung. Die Ratifika- 
tionsurkunden werden sobald wie möglich in Belgrad 
ausgetauscht werden. Dieser Vertrag tritt einen Monat 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

GESCHEHEN zu Bonn am 10. März 1956 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und serbokroatischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Günter 

Für die 

Föderative Volksrepublik Jugoslawien: 

Hasan 


Strane Ugovornice ce podupirati saradnju svojih 
privrednih organlzacija u trecim zemljama prema propi- 
sima koji vaze u obim zemljama. 

Clan 8 

Ovaj Ugovor vazi i za Land Berlin, ako Vlada Savezne 
Republike Nemaöke u roku od tri meseca od stupanja 
na snagu Ugovora ne dostavi Vladi Federativne Narodne 
Republike Jugoslavije protivnu izjavu. 


Clan 9 

Ovaj Ugovor podleze ratißkaeiji. Ratifikacione isprave 
razmenice se §to je pre moguce u Beogradu. Ovaj 
Ugovor stupa na snagu mesec dana po razmeni ratifika- 
cionih isprava. 

RADJENO u Bonnu, dana 10martal956 u dva originala, 
svaki na nemackom i srpsko-hrvatskom jeziku, pri cemu 
je svaki tekst jednako obavezan. 

Za 

Saveznu Republiku Nemackus 

Seeliger 

Za 

Federativnu Narodnu Republiku Jugoslaviju: 

B rk i c 
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